
























ischen  Gesellschaftsstruktur  und  ‐kultur,  vergleichende  Analysen,  die  die  Unter‐
schiede und Gemeinsamkeiten zwischen verschiedenen europäischen Gesellschaften 
thematisieren, sowie theoretische Versuche einer Soziologie Europas. 





















tungen  begrüßen  und  den  europäischen  Ausländern  diesbezüglich  die  gleichen 
Rechte zubilligen, steht im Mittelpunkt des Artikels.  























Moderne  Wohlfahrtsstaaten  sind  nationalstaatliche  Organisationsformen  der  Pro‐
duktion von ökonomischer Sicherheit. Ihre Entwicklung beginnt bekanntlich am En‐
de des 19. Jahrhunderts mit der Einführung gesetzlicher Sozialversicherungssysteme 
in  mehreren  europäischen  Ländern.  Der  eigentliche  Expansionsschub  des  Wohl‐









So wie  die Organisationsformen  der wohlfahrtsstaatlichen Arrangements  natio‐



































nur  sehr  begrenzte  Zuständigkeiten.  Diese  beschränken  sich  im  Wesentlichen  auf 




























ten  Schritt  kurz beschreiben, wie die Europäische Union die  Idee  einer  allein bin‐
 
2  Dass die europäische Sozialpolitik trotz aller großen politischen Rhetorik nicht sehr weit entwickelt ist, ist in 
der sozialwissenschaftlichen Literatur hinreichend beschrieben worden. Fritz Scharpf (1996) hat versucht zu 
erklären, warum es nicht zur Entwicklung eines europäischen Sozialstaates gekommen ist und wahrschein-
lich nicht kommen wird. Die ärmeren Länder in der EU haben kein Interesse an hohen europaweiten sozialen 
Standards. Die Faktorproduktivität (die Produktivität von Arbeit und Kapital) ist in diesen Ländern deutlich 
geringer als in den ökonomisch entwickelten Ländern der EU. Wenn diese Länder trotzdem konkurrenzfähig 
sein wollen, dann müssen die Faktorkosten – also vor allem die Löhne, die Lohnnebenkosten und die Um-
weltkosten – recht niedrig sein. Eine Angleichung der Löhne und der Sozialstandards wäre für diese Länder 
wahrscheinlich mit einer Vernichtung von Arbeitsplätzen verbunden. Die ärmeren Länder der EU werden 
entsprechend vor allem für die Beibehaltung ihrer landesspezifischen Standards plädieren und ihr Veto gegen 




nennationalen  Gleichheit  transnationalisiert  und  ersetzt  hat  durch  die  Idee  einer 
Gleichheit aller Bürger Europas. Manche Autoren gehen davon aus, dass sich mit ei‐
















nahme  aus,  dass  die  Menschen  den  Werten,  die  sie  vertreten,  auch  in  konkreten 
Handlungssituationen  folgen. Ob dies der Fall  ist, wollen wir  für den Bereich der 
Gleichheitsvorstellungen prüfen. Dazu haben wir  in den beiden Umfragen, die wir 
durchgeführt haben,  zum  einen konkrete Handlungssituationen und  zum  anderen 















als Nationalgesellschaften  charakterisiert werden  können  (Gellner  1983; Anderson 
1991; Hobsbawm  1992). Kernbestandteile der Nationalstaatswerdung  sind die Mo‐
nopolisierung  physischer  Gewaltsamkeit  zum  Zwecke  der  Sicherung  der  Außen‐












der Menschen,  die  innerhalb  des  Territoriums  eines  Staates  leben.  Sie wurden  zu 
Bürgern ihres Staates, müssen seinen Bildungsangeboten nachkommen (Schulpflicht), 
haben die Verpflichtung, Steuern und Abgaben zu entrichten und erhalten  im Ge‐
genzug  zivile  und  bürgerliche Rechte. Da  sich Gleichheit  damit  auf  die Chancen‐
gleichheit  aller  innerhalb  eines  Nationalstaats  lebenden  Bürger  beschränkt,  werden 
Nicht‐Mitglieder,  d.  h.  Angehörige  anderer  Nationalstaaten,  weitgehend  ausge‐
schlossen (Brubaker 1990; Hahn 2000).  
Dieses  nationalstaatlich  definierte  Verhältnis  von  Inklusion  und  Exklusion  gilt 
auch  für die Bereiche, die soziale Sicherheit produzieren. Heiner Ganßmann  (2000) 
unterscheidet drei zentrale Institutionen der Produktion von sozialer Sicherheit. Auf 
Arbeitsmärkten  erwirtschaften  Menschen  via  Erwerbstätigkeit  Einkommen;  dieses 
Einkommen  ermöglicht  es  ihnen,  den  Lebensunterhalt  zu  sichern  und  es  eröffnet 












Nichtmitglieder  (Mitglieder  anderer Nationalstaaten  also)  sind weitgehend  ausge‐
schlossen  und  werden  daher  ungleich  behandelt.  Ausländer  haben  in  aller  Regel 
nicht das Recht, sich  in einem  fremden Land niederzulassen, dort zu arbeiten, eine 
Ausbildung zu genießen oder am Wohlfahrtsstaat zu partizipieren. Damit  ist auch 
die Produktion von  Sicherheit unmittelbar  an den  jeweiligen Nationalstaat gekop‐
pelt.  
Der Prozess der  europäischen  Integration hat die nationalstaatlich begrenzte  Si‐
cherheitsproduktion zumindest rechtlich‐kulturell nachhaltig verändert, insofern alle 
Bürger der Mitgliedsländer der EU einen Zugang zu den europäischen Arbeitsmärk‐











(Chalmers  et  al.  2006). Diese Bewegungsfreiheit gilt nicht  allein  für Arbeitnehmer, 
sondern auch  für Menschen außerhalb des Arbeitsmarkts, wie Rentner und Studie‐
rende.  Rechtliche  Grundlage  dafür  ist  die  wechselseitige  Anerkennung  von  Bil‐



























können,  ein Einkommen  zu  erwirtschaften und damit die  eigene  ökonomische  Si‐
cherheit gewährleisten zu können.  























Verordnung  wird  eine  verbesserte  Koordinierung  der  nationalstaatlichen  Systeme 
der  sozialen  Sicherung  angestrebt.  Eine  Harmonisierung  der  einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ist ausdrücklich nicht vorgesehen. Der wohl wichtigste Grundsatz 
dieser  Verordnung  ist  das  Verbot  der  Ungleichbehandlung.  Demnach  unterliegen 
ausländische Unionsbürger bezüglich der Sozialleistungen denselben Pflichten und 
genießen dieselben Rechte wie inländische Unionsbürger (Rat der Europäischen Ge‐
meinschaften  2004). Es  gilt das  sogenannte Territorialitätsprinzip. Demnach haben 












ge  Beschränkung  auf  Erwerbspersonen  entfällt. Demnach  sind  nun  neben Arbeit‐
nehmern, Selbständigen, Beamten, Studierenden und Rentnern auch nichterwerbstä‐
tige Personen, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen, sozial abge‐











richtungen  sind  die  zentralen  Institutionen  der  Produktion  sozialer  Sicherheit.  Ihr 




ler Sicherheit zuständig  ist. Was  sich allerdings  im Kontext des europäischen Eini‐
gungsprozesses geändert hat, das  sind die Zugangsbedingungen der  europäischen 
Bürger zu den  Institutionen der  sozialen Sicherheit der  jeweiligen Mitgliedsländer. 
Damit verbunden  ist  eine Umcodierung der bis dato nationalstaatlich  eingehegten 






Fraglich  ist,  inwieweit die politisch  institutionalisierte  Idee der Gleichheit aller EU‐
Bürger  im Hinblick auf die genannten Rechte bei den Bürgern Zustimmung  findet 
und damit zur Legitimität der rechtlichen Regelungen  (im Sinne eines Legitimitäts‐








































jedem Land der EU arbeiten darf. Wie  ist Ihre Meinung zu  folgenden Aussagen? Es  ist ge‐
recht, dass Arbeitnehmer aus einem anderen Mitgliedsland der EU  in Deutschland arbeiten 
dürfen, auch wenn es für manche Deutsche dann schwieriger wird, einen Job zu bekommen“. 















prüft  werden,  in  welchem  Ausmaß  sich  die  Deutschen  möglicherweise  stärkere 
Rechte  im  Zugang  zum  Arbeitsmarkt  einräumen  als  sie  dies  gegenüber  EU‐
Ausländern tun. Die Items drei bis fünf fragten nach der Chancengleichheit für Ar‐


































nehmern werden  häufiger  gleiche Chancen  zugebilligt  als  den  polnischen Arbeit‐
nehmern. Gleiches gilt  auch  für die  türkischen Bürger, deren  zukünftige Mitglied‐
schaft  in der EU umstritten  ist. Hier plädieren noch 55 %   der Befragten für gleiche 
Chancen. Die Unterschiede zwischen den Gruppen sind nicht sehr hoch. Insgesamt 
gilt  aber, dass die Vorstellung, Bürger  aus dem  europäischen Ausland  sollten den 






überprüfen. Dazu wurde  ein Fragemodul  in  eine vom Meinungsforschungsinstitut 
TNS‐Infratest  dimap  regelmäßig  durchgeführte  Politikbus‐Umfrage  eingeschaltet. 
Befragt wurden 1.000 repräsentativ ausgewählte Bürger der Bundesrepublik. Die Be‐
fragung erfolgte telefonisch und wurde im Jahr 2006 durchgeführt. Der genaue Fra‐


























































sie  vertreten,  auch  praktisch  Folge  leisten. Aus  unserer  Sicht  erscheint  es  als  eine 




































































N  1.053  638  363 
Quelle: GSOEP‐Pretest 2006. 
 


































geringer  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  diese  Werte  wirklich  handlungsrelevant 
werden. Die Kosten wurden  in der Befragungssituation dreifach verändert,  indem 
die  Preise  für  die  Reparatur  der  Waschmaschine  der  polnischen  Firma  verändert 
wurden. Neben der bereits berichteten Frage, in der die Kosten für die Reparatur der 
Waschmaschine zwischen der deutschen und polnischen Firma gleich waren, wur‐

























































  N=1.053  N=1.046  N=1.034 







Tabelle 5 zeigt, dass die Befragten umso  eher bereit  sind,  für  ihre generalisierte 
Werteorientierung  in der konkreten Entscheidungssituation die Kosten zu überneh‐
men, wenn sie sich auf der Ebene der generalisierten Werteorientierungen gegen die 










geld  für  alle  zu  kürzen. Wie  stehen  Sie  zu  folgenden  Vorschlägen?  1. Ausländische  EU‐
Bürger sollten auch dann das gleiche Kindergeld wie deutsche Familien bekommen, wenn da‐




























































































































































Sozialleistungen  haben  wie  deutsche  Bürger.  Die  Unterstützungsrate  für  diesen 
Gleichheitsgrundsatz sinkt auf 66,2 %, wenn der Zugang zu den Sozialleistungen mit 
Kosten,  in diesem Fall mit einer Reduktion von € 20 für alle Anspruchberechtigten, 
verbunden  ist  (vgl.  Spalte  2  in  Tabelle  6). Die  Zustimmungsraten  verringern  sich 
nochmals um gut 18 % und sinken auf 48 %, wenn die Erweiterung des Kreises der 
Zugangsberechtigten zu einer Absenkung des Kindergeldes um € 100 führen würde.  
Ähnlich wie  bei  dem  oben  diskutierten Waschenmaschinenszenarium, mit dem 
wir die Kosten für den Bereich des Arbeitsmarktes simuliert haben, gilt auch für den 
Bereich der Sozialleistungen, dass die abstrakte Unterstützung der Idee einer europä‐










































ler Sicherungssysteme  institutionalisierte nationale Partikularismus  ist durch  einen 




Die  Europäische Union  hat  damit  schrittweise  die  Idee  einer  nationalstaatlich  be‐
grenzten Vorstellung von Gleichheit der Bürger ersetzt durch die Idee einer europäi‐

























Chancengleichheit  von  ausländischen  Arbeitnehmern  und  Dienstleistungsunter‐
nehmen auf den inländischen Märkten ausspricht, diese Dienstleistungen aber nur in 
















In  der  Summe weisen  unsere  Befunde  auf  eine  relativ  hohe  Zustimmung  zum 
Konzept  der  europäisierten  Sicherheit  unter  der  deutschen  Bevölkerung  hin  und 
zwar auch dann, wenn die Europäisierung den Inländern Nachteile in Form von ver‐
ringerten Arbeitsmarktchancen oder gekürzten Sozialleistungen bringen würde. An‐
gesichts der  in den  letzten  Jahren  zahlreich  gewordenen Krisenerscheinungen des 
europäischen Integrationsprozesses ist dies sicherlich kein schlechtes Zeichen für die 
Zukunft der  europäisierten Chancengleichheit. Ob dieses Ergebnis  allerdings  auch 
für die anderen Länder Europas gilt, können wir mit Hilfe der von uns erhobenen 
Daten leider nicht sagen.  
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